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Deutscher Frauenring e.V. 
Berlin, den 16.04.2024 

 

Überfälliger Appell an die Bundesregierung: 153 Jahre sind genug: Weg mit § 218 StGB! 

Der Schwangerschaftsabbruch muss verfassungskonform gestaltet werden!  

 

Der Deutsche Frauenring e.V. begrüßt ausdrücklich den Appell der Expert*innenkommission 

vom 15. April 2024 an die Bundesregierung, den Schwangerschaftsabbruch neu zu regeln und 

damit in den Einklang mit der Verfassung zu bringen.  

 

Die durch die Bundesregierung eingesetzte Expert*innenkommission mit 18 Expert*innen aus 

den Bereichen Medizin, Psychologie, Ethik und Rechtswissenschaften stellt klar, dass die 

derzeitige grundsätzliche Rechtswidrigkeit eines Schwangerschaftsabbruches bis zur 12. 

Schwangerschaftswoche verfassungs-, europa- und völkerrechtlich nicht haltbar ist. Für die 

mittlere Schwangerschaftsphase bis etwa zur 22. Woche sieht die Kommission Spielraum für 

die Neuregelung. In der Spätphase der Schwangerschaft stehe dann das Leben des Fötus 

grundsätzlich im Vordergrund. Die Neuregelung könne, müsse aber nicht außerhalb des 

Strafgesetzbuches geregelt werden. An einer Beratungspflicht könne der Gesetzgeber 

festhalten. Wichtig sei aber die Sicherstellung, dass für Frauen* die Möglichkeit eines 

Abbruchs zeitnah, barrierefrei und gut erreichbar gegeben ist.  

„Die Bunderegierung muss die Empfehlung mutig im Sinne des Selbstbestimmungsrechts der 

Frau* umsetzen und die Kriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs beenden. 153 Jahre 

Kriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen sind genug“, so Celeste Eden, 

Präsidiumsmitglied des Deutschen Frauenring e.V. 

 

Der Deutsche Frauenring e.V. fordert die Bundesregierung auf, den 

Schwangerschaftsabbruch in Gänze aus dem Strafgesetzbuch zu entfernen und auf eine 

verpflichtende Beratung für die betroffenen Frauen* zu verzichten. Eine Stigmatisierung und 

Bevormundung von Frauen*, die einen Schwangerschaftsabbruch in Erwägung ziehen oder 

durchführen lassen, muss vermieden werden. Gleichzeitig muss die Beratungsstruktur und vor 

allem die medizinische Versorgung beim Schwangerschaftsabbruch in Deutschland deutlich 

verbessert werden.  

 

 
Der Deutsche Frauenring e.V. vertritt seit 1949 die Interessen von Frauen in allen Bereichen des 
öffentlichen Lebens. Der gemeinnützige Verein ist unabhängig – überparteilich – überkonfessionell 
und als gesellschaftspolitischer Frauenverband in Deutschland bundesweit aktiv. Als 
Mitgliedsorganisation internationaler Frauenverbände arbeitet der DFR e.V.an der Verwirklichung von 
Frauenrechten weltweit und engagiert sich in der Entwicklungszusammenarbeit.  
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